BFH Bundesfinanzhof %

Beschluss vom 11. November 2015, I B 51/15

Mitwirkungspflicht bei Auslandssachverhalten
BFH I. Senat
FGO & 115 Abs 2 Nr 3, AO § 90 Abs 2

vorgehend Finanzgericht Baden-Wirttemberg , 22. Marz 2015, Az: 2 K 1047/13
Leitsatze

NV: Fehler des Finanzgerichts bei der Beurteilung der Mitwirkungspflicht des Steuerpflichtigen bei
Auslandssachverhalten nach § 90 Abs. 2 AO sind dem materiellen Recht zuzuordnen und kdnnen nicht als
Verfahrensmangel zur Revisionszulassung fiihren .

Tenor

Die Beschwerde der Klager wegen Nichtzulassung der Revision gegen das Urteil des Finanzgerichts Baden-Wurttemberg,
AuRensenate Freiburg, vom 23. Marz 2015 2 K 1047/13 wird als unzuldssig verworfen.

Die Kosten des Beschwerdeverfahrens haben die Klager zu tragen.

Tatbestand

1 | Die Klager und Beschwerdefihrer (Klager) sind im Inland wohnhafte Eheleute, die in den Streitjahren (1998 bis
2000) zusammen zur Einkommensteuer veranlagt wurden. Der Klager arbeitete als EDV-Berater fiir ein Schweizer
Unternehmen in der Schweiz. Teile des Honorars lie er sich auf Konten in Liechtenstein und in der Schweiz
auszahlen. Diese Einklinfte versteuerte der Klager weder in der Bundesrepublik Deutschland (Deutschland) noch in
der Schweiz. Die auf das inlandische Konto des Klagers liberwiesenen Honorarteile erklarte der Klager als Einkiinfte
aus Gewerbebetrieb. Nachdem die Steuerfahndung die Uberweisungen auf die ausldndischen Konten aufgedeckt
hatte, unterwarf der Beklagte und Beschwerdegegner (das Finanzamt --FA--) auch jene Zahlungen als Einkiinfte aus
selbstandiger Tatigkeit, fir die im Tatigkeitsstaat Schweiz keine feste Einrichtung bestanden habe, der
Besteuerung. Die Klager haben dagegen vorgebracht, die Tatigkeit des Kldgers in der Schweiz sei als
nichtselbstandige Arbeit i.S. von & 19 des Einkommensteuergesetzes zu beurteilen, fur die abkommensrechtlich
nicht Deutschland, sondern der Schweiz das Besteuerungsrecht zustehe. Die deswegen erhobene Klage blieb jedoch
ohne Erfolg. Das Finanzgericht (FG) Baden-Wirttemberg, AuRensenate Freiburg, hat sie nach Durchfiihrung einer
Beweisaufnahme durch Zeugenvernehmung als unbegriindet abgewiesen (Urteil vom 23. Marz 2015 2 K 1047/13).

2 Die Klager beantragen mit ihrer Beschwerde, die Revision gegen das FG-Urteil zuzulassen.

3 Das FA hat zu der Nichtzulassungsbeschwerde nicht Stellung genommen.

Entscheidungsgrunde

4 1. Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulassig. Die Klager haben die Voraussetzungen des geltend gemachten
Zulassungsgrunds nicht gemaf’ den Anforderungen des & 116 Abs. 3 Satz 3 der Finanzgerichtsordnung (FGO)
dargelegt.

5 Die Klager rugen als Verfahrensmangel (8 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO), angesichts des erheblichen Zeitablaufs seit den
streitrelevanten Vorgangen habe das FG den Kldagern im Rahmen des § 90 Abs. 2 der Abgabenordnung (AO) keine
Beweismittelbeschaffungspflicht dafiir auferlegen dirfen, dass der von ihnen gestellte Zeuge die fur den
betreffenden Zeitraum mafigeblichen Unterlagen mitbringe. Der damit gertigte Fehler betrifft indessen nicht --wie
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fur eine Revisionszulassung nach & 115 Abs. 2 Nr. 3 FGO erforderlich-- eine Regel des Gerichtsverfahrensrechts. Wie
bei einer fehlerhaften Beurteilung der Grundsatze Uiber die Verteilung der Beweislast (dazu z.B. Senatsbeschluss
vom 15. Mai 2007 | B 120/06, BFH/NV 2007, 1686, m.w.N.), handelt es sich auch bei einem Fehler bei der
Beurteilung der Mitwirkungspflichten nach § 90 Abs. 2 AO um einen materiell-rechtlichen Fehler, der nur unter den
Voraussetzungen des § 115 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 FGO zur Revisionszulassung fihren kann. Zu diesen
Voraussetzungen haben die Klager nichts vorgebracht.

6  Des Weiteren bemangeln die Klager die Beweiswurdigung des FG und setzen dieser ihre eigene Wirdigung
entgegen. Auch die Beweiswirdigung ist indes dem materiellen Recht zuzuordnen und deshalb dem
Bundesfinanzhof im Rahmen einer Nichtzulassungsbeschwerde grundsatzlich entzogen (z.B. Senatsbeschluss vom
9. September 2005 | B 18/05, nicht veroffentlicht, m.w.N.).

7  Die Kostenentscheidung beruht auf & 135 Abs. 2 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Seite 2 von 2


https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE201550457/

	Beschluss vom 11. November 2015, I B 51/15
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	Entscheidungsgründe


